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Von Anfang an wirkte das Recht in der DDR entspre­
chend den Aufgaben und Funktionen des sozialistischen 
Staates. Deshalb entwickelten sich die Hauptrichtungen 
der sozialistischen Gesetzlichkeit dahin,
— die politische Macht der Arbeiterklasse auszugestalten 

und zu sichern sowie konterrevolutionäre Anschläge 
abzuwehren und die Täter zu bestrafen;

— die sozialistische Umgestaltung in Industrie und Land­
wirtschaft sowie im sozial-kulturellen Bereich voran­
zutreiben ;

— die Rechte und Interessen der Bürger allseitig zu wah­
ren und zu fördern und sie gegen Straftaten und andere 
Rechtsverletzungen zu schützen.21

Diese Hauptrichtungen der Gesetzlichkeit stimmten mit 
den Anforderungen überein, die sich aus den ökonomi­
schen Gesetzen des Sozialismus und der Politik der Arbei­
terklasse und ihrer Partei ergaben. So orientierte die SED 
auf dem III. Parteitag (20. bis 24. Juli 1950) darauf, die Ge­
setze „konsequent und aktiv zu verwirklichen und die 
demokratische Gesetzlichkeit in unserer Republik mit 
allen Mitteln zu wahren und zu stärken. Die strenge Ein­
haltung der Gesetzlichkeit und der demokratischen Ord­
nung ist eine wichtige Bedingung unserer weiteren Ent­
wicklung“.22 Die Partei ging von der These Lenins aus, 
daß mit festen Machtverhältnissen und dem Aufbau der 
sozialistischen Volkswirtschaft die „Verwirklichung grö­
ßerer revolutionärer Gesetzlichkeit in den Vordergrund 
gerückt werden“ muß.23

Diese Grundsätze erwiesen ihre Allgemeingültigkeit 
in den Jahren des sozialistischen Aufbaus in der DDR. 
Immer wieder rief die SED auf ihren Parteitagen und in 
vielen Beschlüssen die Werktätigen auf, mit dem Kampf 
um hohe Produktionsleistungen und die Entfaltung der 
sozialistischen Demokratie stets die Gesetzlichkeit durch­
zusetzen und Ordnung und Sicherheit zu gewährleisten. 
In Verbindung mit dem wachsenden Staatsbewußtsein der 
Werktätigen und ihrer Einsicht-in die politischen Zusam­
menhänge, mit den Erfahrungen aus der Teilnahme an 
der staatlichen Leitung im Arbeitskollektiv, als Schöffe, 
als Mitglied eines gesellschaftlichen Gerichts entstanden 
die ideologischen Grundlagen für die bewußte Verwirkli­
chung der sozialistischen Gesetzlichkeit durch die Werktä­
tigen selbst und ihre Staatsorgane. Heute ist die sozialisti­
sche Gesetzlichkeit eine Triebkraft der weiteren Gestal­
tung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft gewor-, 
den.

Für Kommunisten ist entsprechend dem Statut der 
Partei die Achtung der sozialistischen Gesetzlichkeit mit 
der Durchführung der Beschlüsse der Partei der Arbeiter­
klasse identisch. Aber auch für die weitaus meisten Bürger 
der DDR ist die strikte Wahrung der Gesetzlichkeit zur 
Selbstverständlichkeit geworden; sie bestimmt ihr Denken 
und Handeln. So entwickelten sich — anfangs vor allem 
im Bezirk Halle mit der Merseburger Initiative24 — viel­
fältige Initiativen zur Verwirklichung von Ordnung und 
Sicherheit. Daraus entstand in den Betrieben die Bewe­
gung der Tausende von Arbeitskollektiven, die nach dem 
Vorbild des sowjetischen Maurerbrigadiers Bassow um die 
Einheit von Planerfüllung und Gewährleistung von Ord­
nung und Sicherheit kämpfen.23 Diese Bewegung, die in­
zwischen auch die Wohngebiete in den Städten und Ge­
meinden erfaßt hat26, ist in der Entwicklung der sozialisti­
schen Gesetzlichkeit der DDR bereits tief verwurzelt. 1 2 3 4 5 6
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Kino-Information
Zunehmend wird die Möglichkeit genutzt, auch mittels des Films eine inter­
essante, emotional ansprechende Rechtspropaganda zu gestalten. Rechts­
propagandisten organisieren Filmvorführungen mit anschließenden Aus­
sprachen, Foren und Rundtischgesprächen über moralische und rechtliche 
Probleme, die im Film behandelt wurden.

Die Auswahl geeigneter Filme wird durch die vom PROGRESS Film- 
Verleih Im April 1980 in der Reihe „Kino-Information“ herausgegebenen 
„Filmempfehlungen zur Unterstützung der Rechtserziehung und Rechts- 
propaganda" erleichtert. Sie stellen eine Überarbeitung und Ergän­
zung des 1977 erschienenen Katalogs dar. Der Katalog enthält aktuelle 
Informationen (kurze Inhaltsangaben und technische Details) über die zum 
Angebot des PROGRESS Film-Verleih gehörenden Spiel-, Kurz- und Doku­
mentarfilme zur Thematik Rechtserziehung. Am Beispiel der DEFA-Filme „Bis 
daß der Tod euch scheidet“ (1979) und „Sabine Wulff“ (1978) werden fer­
ner methodische Hinweise für die Vorbereitung und Durchführung von 
Filmdiskussionen vermittelt.

Die Bezirksfilmdirektionen sind beauftragt, die Filmempfehlungen an 
solche Interessenten wie die Justiz- und Sicherheitsorgane zu übermitteln 
und einen planmäßigen Einsatz dieser Filme mit zu organisieren.


